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Wien – „Wir sind nach Strich und
Faden betrogen worden“: Dies
schließt der Grünen-Sicherheits-
sprecher Peter Pilz aus einer Aus-
kunft des deutschen Verteidi-
gungsministeriums, das in der
Antwort auf eine Anfrage der Lin-
ken imBundestagdenPreis für die
deutschen Eurofighter nennt.
Demnach betrugen die Anschaf-
fungskosten für Jets der Tranche 1
rund 57Millionen Euro pro Stück.

Auch Österreich kaufte Flieger
derTranche1. LautRechnungshof
kosteten die neun neuen und
sechs gebrauchten Eurofighter
aber 114 Millionen Euro pro
Stück, alsodasDoppelte. „Dass ge-
brauchte Geräte teurer sind als
neue, gibt’s nicht einmal im Gras-
ser’schen Gebrauchtwagenhandel
in Klagenfurt“, lästert Pilz: „Dies
ist nur mit Korruption erklärbar.“

Das heimische Verteidigungs-
ministerium widerspricht: In den
vom Rechnungshof zitierten Zah-
len seien auch die Supportkosten
für 30 Jahre inkludiert. Die Rech-
nung des Ministeriums: Ur-
sprünglich hätten 18 Eurofighter
1,9Milliarden gekostet, machtmi-
nusSupport 1,1Milliarden.Durch
die Reduzierung auf 15 Geräte sei-
en 250 Millionen gespart worden.
Der Anschaffungspreis betrage
also 850 Millionen – ergo gleicher
Stückpreis wie in Deutschland.

Teuer kommen laut der vom
Spiegel zitierten Anfragebeant-
wortung auch die Flugstunden –
eine einzige kostet 73.992 Euro.
Hierzulande sprach der einst ver-
antwortliche Air-Chief ErichWolf
von „nur“ 27.777 Euro. Der Rech-
nungshof ging im Vorjahr freilich
bereits von 67.000 Euro aus. (jo)

Grüner Pilz: Österreich
zahlte für Eurofighter

doppelten Preis

Mathematikunterricht
ohne Buben erhöht die

Chance vonMädchen, dass
sie später in eine technische
Schule gehen. Expertinnen
empfehlen fächerweise
Geschlechtertrennung.

betont Nicole Schneeweis: „Das
Ergebnis ist robust, es hält auch
Placebo-Tests stand.“

Neben bekannten Ansätzen wie
jenem, dass Mädchen in mono-
edukativen Klassen mehr Selbst-
bewusstsein in Fächern entwi-
ckeln, die als nicht typisch für ihr
Geschlecht gelten, seien auch das
Verhalten der Lehrer und das
Klassenklima heranzuziehen.

Das InteressederÖkonominnen
resultiert daraus, dass sich die Be-
schäftigungsraten vonFrauenund
Männern zwar annähern, nicht
aber die Einkommensunterschie-
de. Eine Ursache dafür liegt in der
unterschiedlichen Berufswahl.
Männer zieht es eher in gut be-
zahlte, machtvolle Jobs, Frauen
landen oft in schlecht bezahlten
Dienstleistungs- und Sozialberu-
fen. Die Wahl des Schultyps sei
also von besonderer Relevanz für
die Berufsausbildung sowie für
Job und Einkommen, erklärt
Schneeweis die gesellschafts-
politischen Implikationen der
Studienergebnisse. (APA, nim)

Getrennt besser rechnen

Wien – Eine partielle Abkehr von
der Koedukation – dem gemeinsa-
menUnterricht vonMädchen und
Buben – leiten die Autorinnen ei-
ner neuen Studie über Bildungs-
wegentscheidungen aus dieser ab.
Nicole Schneeweis und Martina
Zweimüller vom Institut für
Volkswirtschaftslehre der Univer-
sität Linz sprechen sich dafür aus,
dass Mädchen inMathematik und
Naturwissenschaften besser ohne
Buben lernen sollten, um ihre im-
mer wieder dokumentierte Scheu
vor diesen Fächern abzubauen.

In der Pisa-Studie 2006 stach
Österreich in Mathematik mit der
größtenGeschlechterdifferenz zu-

gunsten der Buben, die im Schnitt
23 Punkte mehr schafften, hervor.

Die beiden Bildungsforscherin-
nen konnten nun in einer umfas-
senden Analyse der Daten von 19
Linzer Schülerjahrgängen zwi-
schen 1988 und 2006 (beschränkt
auf Hauptschulen, da 80 Prozent
der AHS-Unterstufenschülerin-
nen in der AHS bleiben) zeigen,
dass Mädchen nach der achten
Schulstufe eher einen männlich
dominierten Schultyp wie eine
Höhere Technische Lehranstalt
(HTL) wählen anstatt der traditio-
nell weiblich codierten Höheren
Bundeslehranstalt für wirtschaft-
liche Berufe (HBLA), wenn sie
vorher Klassen mit einem hohen
Mädchenanteil besucht haben.

Typisch Mann, typisch Frau
Die Erhöhung des Mädchenan-

teils in einer Klasse um elf Pro-
zentpunkte, etwa von 50 auf 61
Prozent, erhöht die Wahrschein-
lichkeit, dass eine HTL gewählt
wird, um 4,8 Prozentpunkte. „Das
ist ein signifikanter Unterschied“,

Je höher der Mädchenanteil in den Klassen der fünften bis achten Schulstufe, desto eher wechseln die
Mädchen in eine eher männlich dominierte, techniklastige Schule wie die HTL. Foto: Heribert Corn

Blecha für Bonus bei
späterem Pensionsantritt
Alpbach – Karl Blecha, Präsident
des Seniorenrates, wünscht sich
neue Anreize für längeres Arbei-
ten. Der Sozialdemokrat unter-
stützt das von der Wirtschafts-
kammer vorgestellte Bonus-Mo-
dell, wonach Arbeitnehmer, die
über das Regelantrittsalter hinaus
in Beschäftigung bleiben, ein
Viertel ihres Pensionsanspruchs
zusätzlich zum Gehalt ausbezahlt
bekommen. Anreize gibt es aller-
dings jetzt schon: Die Korridor-
pension sieht Pensionszuschläge
fürs Arbeiten über 65 vor – aber
auch Abschläge bei einem frühe-
ren Antritt. Die Anhebung des Re-
gelpensionsalters komme hinge-
gen „nicht infrage“, sagt Blecha.
Dieswürde „de facto nur eine Pen-
sionskürzung bedeuten“. (APA)

Elektronische Fußfessel
kostet 22 Euro pro Tag

Wien –AmkommendemMittwoch
wird der elektronisch überwachte
Hausarrest Realität: U-Häftlinge
und verurteilte Straftäter, die eine
Freiheits– oder Reststrafe von
höchstens einem Jahr abzusitzen
haben, können künftig eine elek-
tronische Fußfessel verpasst be-
kommen. Justizministerin Clau-
dia Bandion-Ortner (ÖVP) erhofft
sich vondieserAlternative, die bis
zu 500 Personen im Jahr betreffen
soll, eine Entlastung der vollen
Justizanstalten. Der entsprechen-
de Antrag auf Arrest zu Hause ist
beim jeweiligen Gefängnisleiter
oder beimzuständigenHaftrichter
einzubringen. Die Kosten müssen
die Betroffenen – sofern möglich –
selbst berappen: Sie betragen pro
Fußfesseltag 22 Euro. (APA)

KURZ GEMELDET

Standard: Der Bundesrechnungshof ur-
giert immer wieder eine Verwaltungs- und
Bundesstaatsreform, um so wesentliche
Einsparungsschritte setzen zu können. Aus
Ihrer Erfahrung als Landesrechnungshof-
Direktor: Wie viel ist da wirklich drinnen?
Katzmann: Der Bundesrechnungshof kriti-
siert in der Tat die Zögerlichkeit bei der
Umsetzung großer Reformen. Die sind ja
schon vielfach eingeleitet worden, der
Österreich-Konvent unter der Leitung der
früherenRechnungshofpräsidentenFranz
Fiedler war ja eines der ganz großen Vor-
haben in diese Richtung. Der Bundesrech-
nungshof quantifiziert auch diese Einspa-
rungspotenziale, wobei er sich auf Studi-
en beruft. Zum Beispiel auf die Wifo-Stu-
die aus dem Jahr 1999, die von zirka 3,6
Milliarden Euro Sparpotenzial in der
österreichischen Verwaltung spricht.
Bernd Schilcher hat im Konvent dieses
Potenzial mit 4,5 bis zu sechs Milliarden
beziffert.

Standard: Pro Jahr?
Katzmann: Pro Jahr, ja. Das sind also rie-
senhafte Volumina, die hier im Gespräch
sind.

Standard: Realistische auch?
Katzmann: Ich bin bei diesen Zahlen im-
mer etwas zurückhaltend. Insofern, als die
Bezifferung derartiger Volumina auf eine
vernünftige Aufgabenkritik zurückzufüh-
ren sein sollte. Am Beginn aller Reform-
schritte muss also eine Einteilung der
staatlichen Aufgaben in entbehrliche und
in unverzichtbare vorgenommen werden.

Standard:Was soll man sich darunter kon-
kret vorstellen?
Katzmann: Die unverzichtbaren Aufgaben
sind unter allen Umständen jene, die die

Sicherstellung des Vollzugs von Gesetzen
undVerordnungen zum Inhalt haben. Das
sind Kernaufgaben der Verwaltung, die
ausschließlich vom Staat wahrgenommen
werdendürfen.Das betrifft BundundLän-
der gleichermaßen, aber auchdieGemein-
den. Dieser hoheitliche Bereich ist unter
allen Umständen mit ausreichenden Res-
sourcen zu bedecken, sodass diese Aufga-
benstellung jedenfalls gesichert ist.

Standard: Kann man das illustrieren? Was
wäre so eine hoheitliche Kernaufgabe?
Katzmann: Zum Beispiel die Zuerkennung
oder Aberkennung eines Förder-
anspruchs. Das wäre eine Aufgabe, die
von Privaten nicht erfüllt werden kann.
Und solche Bereiche müssen ressourcen-
und personalmäßig gesichert sein.

Standard: Und was wären entbehrliche
Aufgaben?
Katzmann: Nur ein Beispiel aus dem Bur-
genland – in unserem Bericht zur Mobil-
funktelefonie im Amt der burgenländi-
schen Landesregierung haben wir ange-
regt, sich zuüberlegen, obdieVerwaltung,
Beschaffung und Administration dieses
Kommunikationsmediums nicht zweck-
mäßigerweise von Dritten durchgeführt
werden kann.

Standard: Hat man überlegt?
Katzmann: Die Administration der Mobil-
funktelefonie liegt weiterhin beim Amt
der Landesregierung.

Standard: Wo läge Ihrer Meinung nach in
den Ländern das Sparpotenzial?
Katzmann: Sicher auch oder vor allem bei
den Doppelgleisigkeiten. Die ergeben sich
erstens aus der föderalen Struktur, ande-
rerseits aus der Mitgliedschaft bei der Eu-

ropäischen Union. Nüchtern betrachtet
sind die Länder ja ihrer eigenen Gesetzge-
bungskompetenz in hohem Maß entho-
ben, zu einemhohen Prozentsatz auch die
Bundesebene.Aber das Potenzial zu bezif-
fern, das wage ich nicht. Ich kenne näm-
lich keine Aufgabenkritik, die als Ergeb-
nis vorliegen würde.

Standard: Wer war da säumig?
Katzmann: Die Entscheidung, welche Auf-
gaben entbehrlich undwelche unentbehr-
lich sind, ist ganz klar eine politische Ent-
scheidungunddemnachvonPolitikern zu
treffen. Wird sie das nicht, kann eine pro-
zessuale Optimierung – und das
wäre dann zum Beispiel eine Auf-
gabe auch des Rechnungshofes –
nur bruchstückhaft erfolgen. Aber
auch die Stärkung der Rechnungs-
höfe ist schon ein erster Schritt. ImVor-
jahr haben wir durch unsere Arbeit
demBurgenland rundzehnMillionen
Euro Cash erwirtschaftet, bei einem
Budget von 600.000 Euro. Eine sol-
che Quote kann man wohl auf
alle Rechnungshöfe umlegen.
Und wenn nun, wie angekün-
digt, auch die Prüfkompetenz
für Gemeinden kommt, so
wäre das ein weiterer Schritt.

Standard: Es fehlt die Aufga-
benkritik. Gespart soll den-
noch werden. Ist das dann
überhaupt sinnvoll?
Katzmann: Zuletzt hat man,
hier im Burgenland zum Bei-
spiel, über geplante Personaleinsparun-
gen gehört. Aber allein schon von der Ab-
solutgröße her wird man hier keine gro-
ßen Einsparungen erzielen können. Das
Burgenland gibt für seine aktiv Beschäf-
tigten bei einem Jahresbudget von rund ei-
ner Milliarde Euro 83 Millionen aus. Das
Personal ist also nicht der Kostenfaktor,
den man gemeinhin annehmen möchte.

Standard: Es deutet aber viel darauf hin,
dass genau dort der Rotstift angesetzt wer-
den soll.

Katzmann: Zunächst einmal ist der Spar-
wille, den die Landesregierung schon
deutlich geäußert hat, ungemein zubegrü-
ßen. Aber wie gesagt: Mir ist bis jetzt eine
Aufgabenkritik nicht bekannt. Das wäre
unbedingt notwendig, denn sonst besteht
jadieGefahr, dass genaudort gespartwird,
wo die staatlichen Kernaufgaben liegen
und der Staat so seine hoheitlichen Ver-
pflichtungen nicht mehr ordentlich nach-
kommen könnte. Und ein funktionieren-
der Staat ist ja das Fundament, auf dem al-
les aufbaut.

Standard: Kennen Sie Beispiele einer sol-
chen staatlichen Aufgabenkritik?

Katzmann: In Brandenburg
gibt es etwa eine ausgezeich-

nete Studie der Universität
Potsdam dazu. Die deutsche Bun-

deshaushaltordnung schreibt die
Aufgabenkritik dezidiert vor. Und in
Österreich arbeitet das Land Steier-
mark schon seit drei Jahren daran. In
einer ersten groben Schätzung hatman

448 Leistungsbereiche identifiziert, de-
ren Bedarf als eher gering eingeschätzt
wurde und 138, deren Bedeutung in Zu-

kunft abnehmen wird. Insge-
samt werden in der Steiermark
3800 Leistungen der Landesver-
waltung unter die Lupe genom-
men. Das ist der richtige Ansatz.

Standard:Wenn ein Politiker Sie
um Rat fragen würde, was wür-
den Sie ihm sagen?
Katzmann: Was ich Ihnen gesagt

habe: Alle Tätigkeiten müssen einer peni-
blen Analyse und Kritik unterzogen wer-
den. Oder anders ausgedrückt: erst den-
ken, dann sparen.

FRANZ KATZMANN (45) studierte Wirtschafts-
ingenieurwesen/Maschinenbau, war Unterneh-
mensberater und Controller bei den ÖBB undwur-
de im Juli 2002 zum ersten burgenländischen
Rechnungshofdirektor bestellt. Seine Funktions-
periode istmit zehn Jahrenbegrenzt, er kannnicht
wiederbestellt werden. Foto: R. Herrgott

Lesen Sie am Dienstag: Wohnbauförderung

„Erst denken, dann sparen“

LIEB & TEUER
Föderalismus –

8. Teil

Das Sparpotenzial
in den Ländern

Einsparungen im komplexen Gefüge des
Föderalismus bedürfen sorgfältiger Planung.

Franz Katzmann, Burgenlands Rechnungshofchef,
warnt im Gespräch mitWolfgangWeisgram

vor schlichtemDrauflossparen.


